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Vorwort

Vorwort

Das Bundesmeldegesetz war Anlass für die dritte Auflage dieses Leitfadens.
Er bewährt sich bereits seit dem Jahr 2000, also seit nunmehr über 16 Jahren,
in der täglichen Praxis der Meldebehörden. Damit dies auch künftig möglich
ist, sind die umfassenden Neuerungen, die das Bundesmeldegesetz mit sich
bringt, ausführlich berücksichtigt worden.

Dieses Buch ist für die Praxis geschrieben. 16 Schaubilder, 11 Tabellen, 15
Muster und über 230 Beispielsfälle veranschaulichen, wie die oft schwer ver-
ständlichen gesetzlichen Regelungen in der Praxis anzuwenden sind. Damit
müsste für nahezu alle Probleme, die in der Praxis auftauchen, direkt eine Lö-
sung zu finden sein.

Wer im Meldeamt neu ist, sollte diesen Band gleich in den ersten Tagen zur
Hand nehmen. Das vermeidet Pannen und Frust.

Wer schon über längere Erfahrungen im Meldeamt verfügt, sollte den Leitfa-
den dazu nutzen, um die Gewohnheiten zu überprüfen, die sich seit dem In-
krafttreten des Bundesmeldegesetzes am 1. November 2015 eingeschliffen ha-
ben. Vieles wird sich als richtig und gut erweisen. Manches wird aber auch
angepasst oder umgestellt werden müssen.

Der Verfasser unterrichtet seit über 25 Jahren in Seminaren zum Meldewesen,
meist bei der Bayerischen Verwaltungsschule (BVS). Die dabei gewonnenen
Erfahrungen bilden die Basis für dieses Buch. Ein besonderer Dank gilt des-
halb allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern an diesen Seminaren! Ihre Fra-
gen und ihre Fälle aus der Praxis werden Sie an vielen Stellen in diesem Buch
wiederfinden.

Die Arbeit im Meldeamt ist weitgehend „Frauensache“. Der Verfasser verwen-
det deshalb in den Beispielen fast immer weibliche Sprachformen und hofft,
dass sich die Männer dennoch gleichermaßen angesprochen fühlen.

Ein besonderer Dank gilt dem Schreibbüro Maschke in Zirndorf bei Nürnberg.
Frau und Herr Maschke betreuen die Schreibarbeiten für diesen Leitfaden
schon seit der ersten Auflage. Die Anpassungen an das Bundesmeldegesetz
waren auch schreibtechnisch eine besondere Herausforderung. Sie haben sie
hervorragend wie immer gelöst!

Beim Richard Boorberg Verlag kümmert sich Frau Christine Class ebenfalls
schon seit der ersten Auflage um alles, was das Erscheinen dieses Leitfadens
möglich macht, mit größter Umsicht. Auch dafür ein herzlicher Dank!

Ansbach/Vorra, im November 2016 Eugen Ehmann
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BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BW Baden-Württemberg
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DSG Datenschutzgesetz
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DVDV Deutsches Verwaltungsdienste-Verzeichnis
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(außer Kraft)
DVO MG Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes

(Nordrhein-Westfalen) (außer Kraft)
EU Europäische Union
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f. folgende
ff. fortfolgende
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gGmbH Gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung
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GV Gesetz-und Verordnungsblatt
GV.NRW. Gesetz-und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen
GVBl Gesetz- und Verordnungsblatt (Bayern, Sachsen)
Hrsg. Herausgeber
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IMS Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des

Innern (inzwischen: des Bayerischen Staatsministe-
riums des Innern, für Bau und Verkehr)
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KBA Kraftfahrtbundesamt
KIVBF Kommunale Informationsverarbeitung Baden-Franken
KommP BY KommunalPraxis Bayern (Zeitschrift)
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KommP spezial KommunalPraxis spezial (Zeitschrift)
KomZG Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (Sachsen)
LfD Landesbeauftragter für den Datenschutz
LG Landgericht
LKV Landes- und Kommunalverwaltung (Zeitschrift)
LPartG Lebenspartnerschaftsgesetz
LT-Drs. Landtags-Drucksache
MABl Ministerialamtsblatt der Bayerischen Inneren

Verwaltung (bis 31.12.1987)
MAD Militärischer Abschirmdienst
MeldDÜV NRW Meldedatenübermittlungsverordnung (Nordrhein-

Westfalen)
MeldeG Meldegesetz Bayern (außer Kraft)
MeldDV Meldedatenverordnung (Verordnung zur Übermittlung

von Meldedaten; Bayern)
MeldFortG Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens
MeldVO Meldeverordnung (Sachsen)
MG Meldegesetz (Baden-Württemberg, Nordrhein-

Westfalen, Sachsen)
MRAV Melderegisterauskunftsverordnung
MRRG Melderechtsrahmengesetz
MVO Meldeverordnung (Verordnung zur Durchführung des

baden-württembergischen Ausführungsgesetzes zum
Bundesmeldegesetz)

NJW Neue Juristische Wochenschrift (Zeitschrift)
Nr. Nummer
NRW Nordrhein-Westfalen
NRW § … § … des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (außer Kraft)
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVwZ-RR NVwZ-Rechtsprechungs-Report Verwaltungsrecht

(Zeitschrift)
OLG Oberlandesgericht
OSCI Open System Connection Interface (siehe www.osci.de)
OVG Oberverwaltungsgericht
PersAuswG Personalausweisgesetz
PinG Privacy in Germany (Zeitschrift)
POG Polizeiorganisationsgesetz (Bayern)
PortalVO Portalverordnung
PStG Personenstandsgesetz
PStV Personenstandsverordnung
RDG Rechtsdienstleistungsgesetz
RDV Recht der Datenverarbeitung (Zeitschrift)
RISER RISER ID Services GmbH
RN Randnummer
S. Seite

http://www.osci.de
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Sachsen § … § … des Meldegesetzes Sachsen (außer Kraft)
Sächs Sächsisch
SächsAGBMG Sächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesmelde-

gesetz
SächsLkrO Sächsische Landkreisordnung
SächsMeldVO Meldeverordnung (Verordnung des Sächsischen Staats-

ministeriums des Innern zur Durchführung des Gesetzes
zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes)

SächsVBl. Sächsische Verwaltungsblätter (Zeitschrift)
SAKD Sächsische Anstalt für kommunale Datenverarbeitung
SAKDG Gesetz über die Errichtung der Sächsischen Anstalt für

kommunale Datenverarbeitung
SG Soldatengesetz
SGB Sozialgesetzbuch (z.B.: SGB X = Zehntes Buch Sozialge-

setzbuch)
SigG Signaturgesetz
StAG Staatsangehörigkeitsgesetz
StGB Strafgesetzbuch
StIdV Steueridentifikationsnummerverordnung
TB Tätigkeitsbericht (eines Landesbeauftragten für den

Datenschutz)
TKG Telekommunikationsgesetz
TSG Transsexuellengesetz
Urt. Urteil
VAMS Vorausgefüllter Meldeschein
VBlBW Verwaltungsblätter Baden-Württemberg (Zeitschrift)
VersR Versicherungsrecht (Zeitschrift)
VG Verwaltungsgericht
VGemO Verwaltungsgemeinschaftsordnung (Bayern)
vgl. vergleiche
VO Verordnung
VollzBekMeldeG Vollzugsbekanntmachung zum Meldegesetz Bayern

(außer Kraft)
VV MG NW Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Melde-

gesetzes Nordrhein-Westfalen (außer Kraft)
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwV Verwaltungsvorschrift
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
VwVBW Verwaltungsvorschrift zum Meldegesetz Baden-

Württemberg (außer Kraft)
WRV Weimarer Reichsverfassung
ZD Zeitschrift für Datenschutz
ZEMA Zentrale einfache Melderegisterauskunft (Bayern)
Ziff. Ziffer
ZPO Zivilprozessordnung
ZSHG Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetz
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1 Überblick und erste Orientierung
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1.1 Neue Situation durch das Bundesmeldegesetz

Wer im Meldeamt arbeitet, hat eine Fülle von Aufgaben zu erledigen: Entge-
gennahme von Anmeldungen, Beantworten der Anfragen von Kollegen aus
der eigenen Verwaltung und aus anderen Behörden, Erteilen von Auskünften
an Privatpersonen, Ausstellen von Meldebescheinigungen und vieles mehr.

Wenn rechtliche Zweifelsfragen auftreten, muss der Sachbearbeiter seit dem
1. November 2015 in erster Linie das Bundesmeldegesetz (BMG) kennen und
beachten. Nur noch ergänzend kommt es vor, dass er auf das Ausführungsge-
setz seines Bundeslandes zurückgreifen muss.

Das Bundesmeldegesetz besteht aus 58 teils recht verschachtelten Paragrafen.
Viele davon enthalten Regelungen zum Datenschutz – einer Materie, die als
eher schwierig gilt. Das Kernstück bilden die Vorschriften zur Weitergabe von
Meldedaten innerhalb der eigenen Gemeindeverwaltung (§ 37 BMG), die Re-
gelungen zur Übermittlung von Meldedaten an andere öffentliche Stellen
(§§ 33–43 BMG) und die Regelungen zur Erteilung von Auskünften aus dem
Melderegister (§§ 44–52 BMG). Der Sachbearbeiter ist damit ständig befasst,
fühlt sich aber oft unsicher, was jeweils konkret erlaubt ist und was nicht.
Dies gilt zumal dann, wenn er keine Ausbildung in der öffentlichen Verwal-
tung durchlaufen hat, sondern – was häufig vorkommt – früher zum Beispiel
als kaufmännischer Angestellter in einem Privatbetrieb tätig war.

In solchen Situationen der Unsicherheit will der vorliegende Leitfaden rasch
weiterhelfen. Er soll die Möglichkeit bieten, Zweifelsfragen bei der Weiterga-
be und Übermittlung von Daten und bei der Erteilung von Auskünften zutref-
fend einzuordnen und sie in rechtlich vertretbarer Weise zu beantworten.
Dies geschieht – soweit irgend möglich – ohne Zitierung von Paragrafen; statt-
dessen nehmen Schaubilder und vor allem Beispielsfälle einen großen Raum
ein. Ergänzend sind einige Problemfälle der Meldepflicht (einschließlich Vor-
lage der Wohnungsgeberbestätigung) und der Bestimmung von Haupt- und
Nebenwohnung) behandelt. Sie dienen jedoch nur der Abrundung.

Nicht zu ändern ist leider, dass das Bundesmeldegesetz eine erhebliche Bü-
rokratisierung der Arbeit in den Meldebehörden mit sich gebracht hat. Hierfür
seien nur drei Beispiele genannt:
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■ Pflicht zur Vorlage einer Bestätigung des Wohnungsgebers bei
der Anmeldung

Der Wohnungsgeber (in der Praxis ist das meist der Vermieter) muss der mel-
depflichtigen Person den Einzug1 schriftlich2 bestätigen (§ 19 Abs. 1 Satz 2
BMG). Die meldepflichtige Person muss diese Bestätigung bei der Anmel-
dung. vorlegen. Dies betrifft deutschlandweit pro Jahr 4,8 Millionen Perso-
nen.3 Dabei handelt es sich um Mindestzahlen, weil bei ihnen die bloße Auf-
gabe einer Nebenwohnung ohne Veränderung der Hauptwohnung noch nicht
berücksichtigt ist.

Ob dadurch Scheinwohnungen wirklich seltener werden, erscheint fraglich.4

■ Erschwerung einfacher Melderegisterauskünfte

Eine „einfache Melderegisterauskunft“ darf nur wenige Daten umfassen (sie-
he § 44 Abs. 1 Satz 1 BMG). In der Praxis geht es meist nur darum, die Rich-
tigkeit einer aktuellen Anschrift zu bestätigen oder die jetzt aktuelle Anschrift
mitzuteilen (§ 44 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BMG). Bisher war dies nicht an besondere
Voraussetzungen geknüpft.5 Das Bundesmeldegesetz6 fordert nun, dass der
Antragsteller mehrere Erklärungen abgibt:

– Erklärung, ob die Daten für gewerbliche Zwecke verwendet werden und
falls ja, Angabe dieser Zwecke (§ 44 Abs. 1 Satz 2 BMG).

– Erklärung, dass die Daten nicht für Zwecke der Werbung oder des Adress-
handels verwendet werden oder alternativ Vorlage einer Einwilligung des
Betroffenen (§ 44 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BMG).

Die Erteilung einfacher Melderegisterauskünfte ist dadurch deutlich aufwen-
diger geworden.7

1 Zunächst musste der Wohnungsgeber auch einen Auszug bestätigen, sofern ein Abmeldepflicht
gemäß § 17 Abs. 2 BMG bestand. Diese Pflicht wurde mit Wirkung vom 1.11.2016 wieder ab-
geschafft. Ausführlich zur Rechtslage vor dieser Änderung Bahl, LKV 2015, 241f.

2 Eine elektronische Bestätigung ist an extrem hohe Anforderungen geknüpft, etwa an die Nut-
zung einer qualifizierten elektronischen Signatur (§ 19 Abs. 4 Satz 2 BMG i.V.m. § 10 Abs. 3
Satz 2 BMG). Sie wird deshalb in der Praxis fast bedeutungslos bleiben. Eine Übermittlung per
Mail an die Meldebehörde reicht nur aus, wenn es sich um eine „De-Mail“ handelt (§ 19 Abs. 4
Satz 2 BMG i.V.m. § 10 Abs. 3 Satz 1 BMG).

3 www.deutscher-umzugsmarkt.de/umzugsstatistik.html (Zahlen für 2014). Laut Schulz/Mouka-
bary, PinG 2015, S. 233, 234 ziehen pro Jahr in Deutschland sogar etwa 9 Millionen Personen
um.

4 Siehe auch Nr. 19.1.1 BMGVwV, wonach jemand ohne jeden Nachweis erklären kann, selbst Ei-
gentümer der Wohnung zu sein, die er bezogen hat. Dann entfällt jede Bestätigung.

5 Siehe dazu die Vorauflage dieses Leitfadens, S. 131/132.
6 Bayern hatte diese Regelung bereits vorab mit Wirkung vom 01.07.2013 eingeführt (Art. 31

Abs. 1 Satz 3 BayMeldeG in der Fassung des Gesetzes vom 22.05.2013, BayGVBl. S. 307).
7 Weitere Details siehe 10.2.1.4.

http://www.deutscher-umzugsmarkt.de/umzugsstatistik.html
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■ Pflicht zur Eintragung eines bedingten Sperrvermerks für Bewohner
von Pflegeheimen.

Für alle Personen, die nach Kenntnis der Meldebehörde in einem Pflegeheim8

gemeldet sind, muss ein bedingter Sperrvermerk eingetragen werden (§ 52
Abs. 1 Nr. 3 BMG). Er führt dazu, dass die betroffene Person vor jeder Ertei-
lung einer Melderegisterauskunft anzuhören ist (§ 52 Abs. 2 Satz 2 BMG). Dies
führt zu erheblichen zeitlichen Verzögerung, für die Antragsteller vor allem
bei einfachen Melderegisterauskünften (§ 44 BMG) nur wenig Verständnis
aufbringen.

Der Sinn von Sperrvermerk und Anhörung ist der Gesetzesbegründung nicht
klar zu entnehmen.9

Der vorliegende Leitfaden erhebt nicht den Anspruch, einen Beitrag zur Fort-
entwicklung des Melderechts zu leisten. Auch können nicht alle Fragen
besprochen und beantwortet werden, die irgendwann (und oft nur selten) in
der Praxis des Meldeamts auftreten könnten. Wenn das bescheidene Ziel er-
reicht wird, die häufigsten rechtlichen Pannen bei der Weitergabe und Über-
mittlung von Daten und bei der Erteilung von Auskünften deutlich zu verrin-
gern, wäre für die Meldeämter selbst und auch für die Betroffenen schon viel
gewonnen.

1.2 Möglichkeiten und Grenzen elektronischer Systeme

„Was ihr früher im Meldeamt von Hand gemacht habt, geht ja inzwischen al-
les automatisch, sogar über das Internet“. Solche Sätze sind häufig zu hören,
aber falsch. Sie führen dazu, dass die Arbeit im Meldeamt noch mehr als bis-
her schon unterschätzt wird.

Wie kommt es, dass trotz der Enführung elektronischer Systeme aus der Sicht
der Beschäftigten im Meldeamt die Arbeit keineswegs abgenommen hat? Um
dies zu verstehen, ist ein Blick auf die Systeme sinnvoll, mit deren Hilfe Be-
hörden und private Stellen bestimmte Meldedaten elektronisch über Daten-
netze (teils auch über das Internet) abrufen können. Dabei stehen sich vom
Ansatz her zwei Konzepte gegenüber:

– Schaffung eines zentralen Datenbestandes, den alle Meldebehörden des je-
weiligen Bundeslandes „befüllen“, und auf den dann zugegriffen wird (so
das Konzept von Baden-Württemberg, Bayern und Sachsen).

8 Zu weiteren betroffenen Einrichtungen siehe § 52 Abs 1 BMG sowie 13.3.
9 Siehe dazu 13.1.


